
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Anlage 

 

A 1 
 
Auswertung des ersten Beteiligungsverfahrens nach §§ 3 (1) und 4 (1) 
BauGB zu den allgemeinen Zielen und Zwecken der Planung 
 
- Bebauungsplan-Vorentwurf 
 
- Äußerungen aus der frühzeitigen Öffentlichkeitsbeteiligung 
 
- Äußerungen aus der frühzeitigen Trägerbeteiligung 
 
- Äußerungen der städtischen Fachdienststellen 
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Vorentwurf zum B-Plan Nr. III/3/88.00, Nutzungsplan (linker Teil, unmaßstäblich)  
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Vorentwurf zum B-Plan Nr. III/3/88.00, Nutzungsplan (rechter Teil, unmaßstäblich)  
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1. Äußerungen aus der frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit 
gemäß § 3 (1) BauGB 

 
Die Unterlagen über die allgemeinen Ziele und Zwecke der Planung nebst Auswirkungen zur 
Neuaufstellung des Bebauungsplanes Nr. III/3/88.00 „Am Uhlenteich“ konnten vom 12.04. bis 
einschließlich 16.04.2010 im Bauamt sowie nachrichtlich im Internet eingesehen werden. Die 
öffentliche Unterrichtung der Bürgerinnen und Bürger mit der Gelegenheit zur Äußerung und 
Erörterung erfolgte am 22.04.2010 im Großen Sitzungssaal des ehem. Kreishauses. Ein Ver-
merk über den Unterrichtungs- und Erörterungstermin ist als Anlage beigefügt. 
 
Im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit im Dezember 2010 ist zum Vorent-
wurf des Bebauungsplanes vom Eigentümer der Grabelandflächen am Wellbach folgende Stel-
lungnahme abgegeben worden: 
 

„Ich kann zum gegenwärtigen Zeitpunkt noch nicht absehen, ob ich mit der vorgesehenen 
Planung einverstanden bin. Nicht einverstanden wäre ich mit einer Festsetzung, die im 
Verhältnis zu den Pächtern die mit einer evtl. Anwendbarkeit des Kleingartenrechts 
(BKleingG) verbundenen Restriktionen auslöst. Eine Festsetzung als Kleingärten muss 
deshalb unterbleiben.“ 

 
Stellungnahme der Verwaltung: 
 
Der rechtsverbindliche Bebauungsplan Nr. III/2/09.01 setzt auf den vorhandenen Grabelandflä-
chen teils Industriegebiet, teils öffentliche Grünfläche fest. Für die Ausweisung einer öffentli-
chen Grünfläche an dieser Stelle besteht kein Bedarf mehr. Auch für die Baugebietserweiterung 
gibt es offensichtlich keine Nachfrage. Die bisherigen Festsetzungen sind daher entbehrlich. Im 
Flächennutzungsplan ist schon seit einiger Zeit eine Grünfläche, Zweckbestimmung Kleingärten 
dargestellt. Von den Pächtern wurde bereits vor Jahren eine dauerhafte planungsrechtliche Si-
cherung als private Grünfläche gewünscht. Im Randbereich eines Landschafts- bzw. Natur-
schutzgebietes und unmittelbar angrenzend an ein Waldgebiet und einen Gewässerlauf ist die 
Fortführung der seit Jahrzehnten bestehenden Grabelandnutzung unter Berücksichtigung der 
Umweltbelange ein sinnvolles Planungsziel. 
 
Wenn eine vereinsmäßige Dauerkleingartennutzung auf der Grundlage des Bundeskleingarten-
gesetzes seitens des Eigentümers nicht gewollt ist, so kommt hier - wie bereits im Vorentwurf 
vorgesehen - die Ausweisung einer privaten Grünfläche, Zweckbestimmung „Wohnungsferne 
Gärten“ in Betracht. Damit findet das BKleingG nicht unmittelbar Anwendung. Gleichwohl sind 
Art und Umfang der Bodennutzung konkret festzulegen. Die vorhandene Fläche ist in kleinere 
Nutzungseinheiten aufgeteilt, die zur nichterwerbsmäßigen gärtnerischen Nutzung, insbesonde-
re zur Gewinnung von Gartenbauerzeugnissen für den Eigenbedarf, dienen soll und nicht dem 
reinen Erholungszweck - wie etwa auf einem Campingplatz. Daher sollen bauliche Anlagen 
auch auf die Unterbringung von Gartengeräten und als gelegentliche Unterstellmöglichkeit - 
etwa bei Schlechtwetter - begrenzt werden. Die Größenbeschränkung kann analog zu § 3 (2) 
BKleingG vorgenommen werden, d.h. die Lauben dürfen nur in einfacher Ausführung mit höchs-
tens 24 qm Grundfläche einschließlich überdachtem Freisitz erstellt werden. Als gemeinschaftli-
che Einrichtung ist die Anlage eines angemessenen Kfz-Parkplatzes zweckmäßig, die Errich-
tung eines Vereinshauses oder einer gemeinschaftlichen Spielfläche ist entbehrlich. 
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2. Äußerungen aus der frühzeitigen Beteiligung der sonstigen Trä-
ger öffentlicher Belange gemäß § 4 (1) BauGB 

 
Vorgetragene Äußerungen der Träger öffentlicher Belange wurden unter städtebaulichen Ge-
sichtspunkten gewürdigt und sind soweit es die Abwägung gestattet in der Planzeichnung bzw. 
den Festsetzungen und in der Begründung zum Bebauungsplan-Entwurf Nr. III/3/88.00 „Am 
Uhlenteich“ berücksichtigt worden. 
 

Die Stadtwerke Bielefeld regen an, den im beigefügten Bebauungsplanentwurf durch Plan-
zeichen und Gelbfärbung gekennzeichneten Standort ihres vorh. Erdgasreglerschranks ge-
mäß § 9 (1) Ziff. 12 BauGB als Fläche für Versorgungsanlagen – Gas – in der Größe von 
4,50 x 3,50 m festzusetzen. 
 
Weiterhin regen die Stadtwerke an, ihre vorhandene Erdgashochdruckleitung und ihre 
Hauptwasserversorgungsleitung im Bebauungsplan gem. § 9 (1) Ziff. 13 BauGB als Führung 
von Versorgungsleitungen darzustellen. 
 
Darüber hinaus wird angeregt, auf die Leitungstrasse zum Erdgasreglerschrank und nördlich 
des Hauses Herforder Str. 299a je ein Geh-, Fahr- und Leitungsrecht gem. § 9 (1) Ziff. 21 
BauGB zu Gunsten der Stadtwerke Bielefeld GmbH festzusetzen. 

 
Stellungnahme der Verwaltung: 

 
Der Anregung einer Festsetzung gem. § 9 (1) Ziff. 12 BauGB kann gefolgt werden. Die angege-
bene Fläche für Versorgungsanlagen – Gas – wird gemäß in der Größe von 4,50 x 3,50 m fest-
gesetzt. 
 
Der Anregung zur Darstellung des Leitungsverlauf kann gefolgt werden. Die Trassen der vor-
handenen Erdgashochdruckleitung und der Hauptwasserversorgungsleitung werden als Hin-
weise in den Bebauungsplanentwurf aufgenommen. 
 
Der Anregung einer Festsetzung gem. § 9 (1) Ziff. 21 BauGB - mit Geh-, Fahr- und Leitungs-
rechten zu Gunsten der Stadtwerke Bielefeld GmbH zu belastende Fläche - kann ebenfalls ge-
folgt werden. Für die Leitungstrassen zum Erdgasreglerschrank und nördlich des Hauses Her-
forder Str. 299a wird jeweils eine entsprechende Festsetzung vorgenommen. 
 
 

Der LWL-Archäologie für Westfalen Bielefeld bittet darum, einen Hinweis zu möglichen 
Bodenfunden oder Befunden in die Festsetzungen aufzunehmen, da bisher unbekannte 
Bodendenkmäler bei Erdarbeiten zum Vorschein kommen können. 

 
Stellungnahme der Verwaltung: 

Folgender Hinweis wird aufgenommen: „Wenn bei Erarbeiten kultur- oder erdgeschichtliche 
Bodenfunde oder Befunde (etwa Tonscherben, Metallfunde, dunkle Bodenverfärbungen, Kno-
chen, Fossilien) entdeckt werden, ist nach §§ 15 und 16 des Denkmalschutzgesetzes die Ent-
deckung unverzüglich der Gemeinde oder der LWL-Archäologie für Westfalen, Kurze Straße 
36, 33613 Bielefeld, Tel. 0521 52002-50; Fax: 0521 52002-39; E-Mail: lwl-archaelolgie-
bielefeld@lwl.org, anzuzeigen und die Entdeckungsstätte drei Werktage in unverändertem Zu-
stand zu erhalten.“ 
 
 

Der Bezirksverband Bielefeld und Kreis Gütersloh der Kleingärtner e.V. sieht es positiv, 
die Grabelandflächen in eine Kleingartenanlage umzuwandeln. Bei der Gründung eines 
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Kleingärtnervereins und den organisatorischen Aufgaben würde der Bezirksverband mit 
Rat und Tat zur Seite stehen. 
 

Stellungnahme der Verwaltung: 

Die Grabelandflächen am Wellbach sollen, wie bereits im Vorentwurf vorgesehen, weitgehend 
als private Grünfläche ausgewiesen werden. Entsprechend dem Wunsch des Grundstücksei-
gentümers wird allerdings auf eine zweckbestimmende Festsetzung als „Dauerkleingärten“ und 
die damit verbundene Gründung eines Kleingartenvereins verzichtet. Stattdessen ist die Fest-
setzung als wohnungsferne Gärten beabsichtigt. Anhand detaillierter textlicher Festsetzungen 
soll gewährleistet werden, dass die gärtnerische Nutzung der Parzellen eindeutig im Vorder-
grund steht und bauliche Anlagen und sonstige Versiegelungsmaßnahmen auf das Notwendigs-
te beschränkt bleiben. 

 
 
 
 
 

3. Äußerungen aus der Beteiligung der städtischen Fachdienststel-
len gemäß § 4 (1) BauGB 

 
Vorgetragene Äußerungen der städtischen Fachdienststellen wurden unter städtebaulichen 
Gesichtspunkten gewürdigt und sind soweit es die Abwägung gestattet in der Planzeichnung 
bzw. bei den Festsetzungen und in der Begründung zum Bebauungsplan-Entwurf Nr. III/3/88.00 
„Am Uhlenteich“ berücksichtigt worden. Die allgemeinen Ziele und Zwecke der Planung fanden 
hierdurch ihre notwendige Konkretisierung. 
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